
K u r z p r o t o k o l l  
entsprechend § 41b (5) GemO 

 
 

über die öffentlichen Verhandlungen und Beschlüsse 
des Ausschusses für Technik und Umwelt am 16.01.2018  

 

 
 
TOP 1 
Bekanntgaben 
 
Zu diesem TOP ergeht keine Wortmeldung. 
 
 
 
TOP 2 
Bauantrag 
Katharinenstr. 36, Flst. 1077/13 
- Errichtung Einfamilienhaus mit Garage 
 

Beschluss: 
 

1. Von der Sachdarstellung der Verwaltung wird zustimmend Kenntnis genommen. 
 

2. Die Gemeinde erteilt dem vorliegenden Bauantrag ihr Einvernehmen nach § 36 Abs.1 
BauGB. 

 
3. Für die notwendigen Befreiungen nach § 31 Abs.2 BauGB von den Festsetzungen 

des Bebauungsplanes „Fürstenstraße“ wird das Einvernehmen der Gemeinde nach § 
36 Abs.1 BauGB erteilt. 
 

4. Das Einvernehmen wird unter Berücksichtigung der folgenden Auflagen 
 
4.1 Oberflächenwasser darf nicht über die Ortskanalisation der Sammelkläranlage 

zugeleitet werden, sondern muss einer Versickerungsanlage auf dem 
Grundstück zugeführt werden. Dabei sind die Festsetzungen des 
Bebauungsplanes „Fürstenstraße“ und des Merkblattes „Versickerung des 
Niederschlagwassers im Baugebiet Fürstenstraße“ entsprechend zu beachten. 

 
4.2 Die Zufahrtsfläche zur Garage und die Terrasse sind mit wasserdurchlässiger 

Oberfläche (Rasenpflaster, offenporiger Pflasterbelag etc.) herzustellen. Der 
gesamte Aufbau muss wasserdurchlässig ausgebildet sein. 

 
4.3 Drainage- und Grundwasser darf nicht in die öffentlichen Abwasseranlagen 

eingeleitet werden. 
 
4.4 Die Dachflächen der Garage und des Hauses sind mit einer extensiven 

Dachbegrünung zu versehen. 
 
4.5 Sämtliche Kosten für Änderungsarbeiten im Bereich der Zufahrt sind vom 

Bauherrn zu tragen (z.B. Bordsteinabsenkung, Absenkung und Verstärkung 
des Gehweges unter Einhaltung des Regelprofils usw.). 

 
4.6 Die Abgrenzung zwischen öffentlichem Verkehrsraum und Privatgrundstück im 

Bereich der Zufahrt muss aus Betoneinfassungssteinen oder ähnlichem nach 



Rücksprache mit dem Ortsbauamt hergestellt werden. Die anfallenden Kosten 
gehen zu Lasten des Bauherrn. 

 
4.7 Beschädigungen durch das Bauvorhaben an öffentlichen Verkehrsflächen 

müssen entsprechend den Vorgaben des Ortsbauamtes der Gemeinde auf 
Kosten des Bauherrn beseitigt werden. 

 
4.8 Vor Beginn und nach Abschluss der Baumaßnahme ist gemeinsam mit dem 

Ortsbauamt eine Begehung zur Beweissicherung und Bestandsaufnahme der 
öffentlichen Flächen im Bereich der Baumaßnahme durchzuführen. 

 
 erteilt. 
 

5. Die Befreiung wegen der Überschreitung der Erdgeschossfußbodenhöhe wird nur für 
die Höhe dieses Bauvorhabens erteilt. Die Befreiung gilt nicht für die Gebäudehöhe. 

 
 
 
TOP 3 
Bauantrag 
Stuifenstraße 7, Flst. 2564 und 2565 
- Neubau Zweifamilienwohnhaus mit Garage und Stellplatz 
 

Beschluss: 
 

1. Von der Sachdarstellung der Verwaltung wird zustimmend Kenntnis genommen. 
 

2. Für die notwendigen Befreiungen nach § 31 Abs. 2 BauGB von den 
Festsetzungen des Bebauungsplanes „Mittlerer Siegenberg“ wird das 
Einvernehmen der Gemeinde nach  
§ 36 Abs. 1 BauGB erteilt. 
 

3. Das Einvernehmen wird unter Berücksichtigung der folgenden Auflagen  
 
3.1 Oberflächenwasser von privaten Grundstücken ist entsprechend der 

Abwassersatzung der Gemeinde auf dem Grundstück schadlos zu beseitigen 
und darf nicht auf öffentliche Flächen abgeleitet werden. Entsprechende 
Entwässerungsrinnen sind herzustellen. 
 

3.2 Die Zufahrtsfläche zur Garage und der Stellplatz sind mit 
wasserdurchlässigen Belägen (z.B. Drainfugenpflaster, Rasengittersteine, 
Schotterrasen) herzustellen. Der gesamte Aufbau muss wasserdurchlässig 
ausgebildet sein. 

 
3.3 Drainage- und Grundwasser darf nicht in die öffentlichen Abwasseranlagen 

eingeleitet werden. 
 

3.4 Die Dachfläche der Garage und des Schuppens ist mit einer intensiven 
Dachbegrünung flächendeckend zu begrünen und dauerhaft zu unterhalten. 

 
3.5 Auf dem Baugrundstück sind je angefangene 200 qm nicht überbauter 

Grundstücksfläche je ein mittelkroniger, standortgerechter Laubbaum zu 
pflanzen, dauerhaft zu erhalten und bei Abgang zu ersetzen. 

 
3.6 Sämtliche Kosten für Änderungsarbeiten im Bereich der Zufahrt sind vom 

Bauherrn zu tragen (z.B. Bordsteinabsenkungen, Absenkung und Verstärkung 
des Gehweges unter Einhaltung des Regelprofils usw.). 



 
3.7 Die Abgrenzung zwischen öffentlichem Verkehrsraum und Privatgrundstück 

im Bereich der Zufahrt muss aus Betoneinfassungssteinen oder ähnlichem 
nach Rücksprache mit dem Ortsbauamt hergestellt werden. Die anfallenden 
Kosten gehen zu Lasten des Bauherrn. 

 
3.8 Beschädigungen durch das Bauvorhaben an öffentlichen Verkehrsflächen 

müssen entsprechend den Vorgaben des Ortsbauamtes der Gemeinde auf 
Kosten des Bauherrn beseitigt werden. 

 
3.9 Vor Beginn und nach Abschluss der Baumaßnahme ist gemeinsam mit dem 

Ortsbauamt eine Begehung zur Beweissicherung und Bestandsaufnahme der 
öffentlichen Flächen im Bereich der Baumaßnahme durchzuführen. 

 
erteilt. 

   
 
 
TOP 4 
Bauantrag  
Lichtensteinstraße 35, Flst.1450/2  
- Anbau eines Multifunktionsraumes 
- Umbau des Bestandes zu einer Ganztageskinderstätte 
 

Beschluss: 
 

1. Von der Sachdarstellung der Verwaltung wird zustimmend Kenntnis genommen. 
 

2. Die Gemeinde erteilt dem vorliegenden Bauantrag ihr Einvernehmen nach § 36 Abs.1 
BauGB. 
 

3. Das Einvernehmen wird unter Berücksichtigung der folgenden Auflagen 
 
3.1 Oberflächenwasser von privaten Grundstücken ist entsprechend der 

Abwassersatzung der Gemeinde auf dem Grundstück schadlos zu beseitigen 
und darf nicht auf öffentliche Flächen abgeleitet werden. Entsprechende 
Entwässerungsrinnen sind herzustellen. 
 

3.2 Drainage und Grundwasser darf nicht in die öffentlichen Abwasseranlagen 
eingeleitet werden. 

 
3.3 Die Dachfläche des Anbaus ist mit einer extensiven Dachbegrünung zu 

versehen. 
 
3.4 Beschädigungen durch das Bauvorhaben an öffentlichen Verkehrsflächen 

müssen entsprechend den Vorgaben des Ortsbauamtes der Gemeinde auf 
Kosten des Bauherrn beseitigt werden. 

 
3.5 Vor Beginn und nach Abschluss der Baumaßnahme ist gemeinsam mit dem 

Ortsbauamt eine Begehung zur Beweissicherung und Bestandsaufnahme der 
öffentlichen Flächen im Bereich der Baumaßnahme durchzuführen. 

 
erteilt. 

 
 
 
 



TOP 5 
Bauantrag  
Weilerbett, Flst. 416 
- Erweiterung Firmen-Parkplatz um 114 PKW-Stellplätze 
- Entfall von 3 Stellplätzen 
 

Beschluss: 
 

1. Von der Sachdarstellung der Verwaltung wird zustimmend Kenntnis genommen. 
 

2. Die Gemeinde erteilt dem vorliegenden Bauantrag ihr Einvernehmen nach § 36 
Abs.1 BauGB. 

 
3. Für die notwendigen Befreiungen nach § 31 Abs.2 BauGB von den 

Festsetzungen des Bebauungsplanes „Steinäcker“ wird das Einvernehmen der 
Gemeinde nach § 36 Abs.1 BauGB erteilt. 

 
4. Das Einvernehmen wird unter Berücksichtigung der folgenden Auflagen 
 

4.1 Oberflächenwasser von privaten Grundstücken ist entsprechend der 
Abwassersatzung der Gemeinde auf dem Grundstück schadlos zu beseitigen 
und darf nicht auf öffentliche Flächen abgeleitet werden. Entsprechende 
Entwässerungsrinnen sind herzustellen. 
 

4.2 Drainage- und Grundwasser darf nicht in die öffentlichen Abwasseranlagen 
eingeleitet werden. 

 
4.3 Entsprechend den Eintragungen im Lageplan vom 15.12.2017 sind im Bereich 

der Parkplatzerweiterung 7 Einzelbäume zu pflanzen. Die Pflanzvorgaben des 
Bebauungsplanes sind zu beachten. Die Pflanzmaßnahmen sind spätestens 
in der Pflanzperiode nach Fertigstellung der Parkplatzanlage vorzunehmen. 
Die Bepflanzung ist dauerhaft zu unterhalten; bei Abgang ist in der darauf 
folgenden Pflanzperiode Ersatz zu pflanzen. 

 
4.4 Die Einzelbäume im Bereich der Parkplatzfläche sind mit einer befahrbaren 

Baumscheibe zu versehen. 
 

4.5 Beschädigungen durch das Bauvorhaben an öffentlichen Verkehrsflächen 
müssen entsprechend den Vorgaben des Ortsbauamtes der Gemeinde auf 
Kosten des Bauherrn beseitigt werden. 

 
4.6 Vor Beginn und nach Abschluss der Baumaßnahme ist gemeinsam mit dem 

Ortsbauamt eine Begehung zur Beweissicherung und Bestandsaufnahme der 
öffentlichen Flächen im Bereich der Baumaßnahme durchzuführen. 

 
erteilt. 

.  
 
 
TOP 6 
Mitteilungen und Sonstiges 
 
 
Stuifenstraße – verkehrsberuhigter Bereich 
 
Aus dem Gremium wird berichtet, dass nur ein Schild “Verkehrsberuhigter Bereich” im 
Zufahrtsbereich der Stuifenstraße aufgestellt wurde. Beim Befahren der Siegenbergstraße in 



Richtung Stuifenstraße von unten her, ist dieses Schild nicht zu sehen, da es hinter der 
Mauer steht.  
 
BM Richter teilt mit, dass der Standort des Schildes von der zuständigen Verkehrsbehörde 
angeordnet wurde. 
 
 
Siegenberg – Wildschweine 
 
Aus dem Gremium wird berichtet, dass es viele Beschwerden von Anwohnern wegen der 
Wildschweine auf dem Siegenberg gibt. 
 
BM Richter teilt mit, dass die Wildschweinpopulation ein Europaweites Problem ist. Auf dem 
Siegenberg gibt es zudem verwilderte private Grundstücke, auf denen sich Wildschweine 
angesiedelt haben. Die Gemeinde steht im Kontakt mit dem Wildtierbeauftragten des 
Landkreises und sie werden wohnortnah durch den Jagdpächter bejagt. 
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